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ihre verausgabten 295 000 Sing. 

Dollar nicht ins Meer geworfen 

sehen. Der Schuldige ist bereits 

gefunden: Es sind die unkooperati­

ven männlichen Singapureaner. So 

werden inzwischen im Parlament 

Überlegungen angestellt, männliche 

Graduierte aus dem Ausland zu 

"importieren“. Ihnen würde im Falle 

einer entsprechenden Eheschließung 

die permanente Aufenthaltserlaubnis 

und die Staatsbürgerschaft garan­

tiert.

Das Prioritätenschema bei der Zu­

lassung zur Grundschule für gra­

duierte Mütter mußte inzwischen 

wegen seiner Unpopularität wieder 

augehoben werden (vgl. SOA-Informa­

tionen Nr. 2/1985).

Die ideologische Wende beginnt sich 

auch im Alltag auszuwirken. In den 

Medien sind Männer "Männer" und 

Frauen "Mütter", bzw. "graduierte” 

und "nicht graduierte" Mütter. 

Manche öffentliche Institutionen 

bestehen darauf, daß verheiratete 

Frauen in der Belegschaft nicht 

langer ihren eigenen Nachnamen 

benutzen dürfen (bisher änderte

NACHRICHTEN
BRITISCHE TORIES LIEBÄUGELN MIT 

SINGAPURS GEWERKSCHAFTEN

Wenn die Tories so dürften, wie sie 

wollten, würden sie es der Regie­

rung von Singapur gleichtun. Sie 

würden die freien Gewerkschaften 

abschaffen und eine leere Hülse 

bewahren, damit die Regierung für 

sich in Anspruch nehmen könne, ein 

freies Land zu regieren. Zu diesem 

Schluß kommt SiMBA, die "Singapo- 

rean and Malaysian British Associa­

tion" in einem Vergleich der Ge­

werkschaften von Singapur und Groß­

britannien. Anlaß dieses Vergleichs 

war das Lob, das Singapurs Premier 

Lee Kuan Yew Margaret Thatcher an­

läßlich ihres Besuchs im Frühjahr 

dieses Jahres aussprach.

Die Regierung von Singapur - so 

SiMBA - gebrauche ebenso wie die 

Thatcher-Regierung ihre gesetzgebe­

rische Kompetenz, um die Gewerk­

schaftsbewegung mit dem Ziel zu 

schwächen, sie letztlich als wirk­

same, unabhängige Kraft auszurot­

ten. Singapur habe damit allerdings 

schon in den sechziger Jahren 

begonnen und im Gewerkschaftsgesetz 

von 1967 z.B. Sympathiestreiks 

untersagt. Auch in England habe man 

begriffen, wie wichtig Sympathie­

streiks für die Gewerkschaftsbewe­

gung seien und diese 1980 stark 

eingeschränkt.

Durch das Gewerkschaftsgesetz von 

1984 ist auf den britischen In3eln 

auch die Einrichtung eines politi­

schen Fonds stark reglementiert 

worden: Sie ist nur dann legal, 

wenn in den letzten 10 Jahren dazu

sich der Name der Frau bei der 

Eheschließung nicht), sondern den 

des Mannes oder beide zusammen.

Es ist in der Tat eine gewisse 

Ironie, daß dieselbe Regierung, die 

noch 1959 Frauen aus ihren feudalen 

Fesseln befreien wollte, nun darü­

ber lamentiert, daß die Zeit der 

doppelten Maßstäbe für Männer und 

Frauen vergangen ist. Auch im 

Bereich der Frauen gilt für Lee 

Kuan Yew jetzt "Look East":

"Es mag Sie interessieren, daß die 

Japaner die Pille verboten haben 

und sie ist es immer noch. Wenn 

Geburtenkontrolle erwünscht ist, 

dann muß man auf die altbewährten 

Kondome zurückgreifen, die sie in 

den verschiedensten Farben haben. 

Es hat bei mir 15 Jahre lang gedau­

ert das Geheimnis dieses Schrittes 

zu verstehen. (...) Sie haben ihre 

Werte beibehalten - Treue, Keusch­

heit; mag sein, daß es altmodische 

Maßstäbe sind ..., aber die Inte­

grität der Familien ist gewährt". 

(Straits Times vom 2. März 1985).

übersetzt und zusammengestellt von 

Susanne Wycisk

eine Urabstimmung stattgefunden 

hat. In Singapur ist man weniger 

subtil: Gewerkschaftliche Fonds für 

politische Zwecke sind hier grund­

sätzlich verboten.

Ein weiteres Beispiel ist der Ver­

such der britischen Regierung, nach 

und nach Hausgewerkschaften einzu­

führen, um auf diese Weise - wie in 

der ehemaligen Kolonie - die Arbei­

terklasse zu spalten und sie dazu 

zu bringen, sich mit den jeweiligen 

Firmen zu identifizieren.

Ebenso wie in Großbritannien waren 

die Gewerkschaften in Singapur ein­

mal groß und aktiv. Noch 1962 waren 

43 % der Arbeiterschaft gewerk­

schaftlich organisiert und erfolg­

reich im Kampf um die Verbesserung 

ihrer Lohn- und Arbeitsbedingungen 

gewesen.

"Es ist nützlich für uns", schließt 

SiMBA, "daß wir uns am Beispiel 

Singapur vorstellen können, was die 

Regierung mit uns vorhat. Noch le­

ben wir unter leichteren politi­

schen und ökonomischen Bedingungen. 

Deshalb muß es natürlicher Bestand­

teil gewerkschaftlicher Solidarität 

sein, die Forderung nach freien Ge­

werkschaften in Singapur zu unter­

stützen. "

SiMBA No. 1

GESETZ ZUR ENTZIEHUNG DER STAATS­

BÜRGERSCHAFT GEPLANT

In Singapur wird eine Verfassungs­

änderung erwogen, die es ermögli­

chen soll, Singapureanern die 

Staatsbürgerschaft zu entziehen, 

die älter als 18 Jahre sind, 

Singapur vor mehr als zehn Jah­

ren verlassen haben, 

im Besitz eines nicht von Singa­

pur ausgestellten Reisedokuments 

sind.
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deren zehnjährige Abwesenheit 

einer auf Dauer angelegten Aus­

wanderung gleichkommt.

Ausgenommen von dieser Regelung 

sollen beruflich bedingte Ausland­

aufenthalte werden. Mit dieser 

Gesetzesänderung beabsichtigt die 

Regierung von Singapur, dem ver­

stärkten Rückwanderungsdruck ehema­

liger Singapureaner und solcher 

Rückwanderungswilliger, deren 

Staatsangehörigkeit ungeklärt ist, 

zu begegnen. Erfaßt werden soll ein 

Personenkreis, der Singapur zwi­

schen 1950 und 1960 verlassen und 

inzwischen jegliche Beziehung zum 

Stadtstaat verloren hat.
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KEINE NACHMITTAGSZEITUNG MEHRAuf die schriftliche Anfrage des 

Abgeordneten Suhr antwortete der 

Staatsminister im Auswärtigen Amt 

Möllemann, der Gesetzentwurf sei 

mit der Menschenrechtserklärung der 

Vereinten Nationen nicht unverein­

bar, da er eine Anhörung der Be­

troffenen und eine Rechtsweggaran­

tie vorsehe, und es sich damit 

nicht um einen "willkürlichen Ent­

zug der Staatsangehörigkeit" hande­

le (Art. 15, Abs. 2 Menschenrechts­

erklärung der Vereinten Nationen).

- vgl.: schriftliche Antwort von

J.W. Möllemann auf die Anfrage 

des MdB Suhr

DER FALL CHIA THYE POH IM

SINGAPURISCHEN PARLAMENT

Vor 19 Jahren wurde Chia Thye Poh, 

Physikdozent an der Nanyang-Univer- 

sität und Mitglied der oppositio­

nellen Barisan Sosialis, unter dem 

Vorwurf verhaftet, Mitglied der 

Kommunistischen Partei Malaysias zu 

sein, in deren Auftrag Barisan 

Sosialis zu infiltrieren sowie 

subversive Aktionen durchzuführen. 

Bis heute ist weder Anklage gegen 

ihn erhoben noch ein Gerichtsver­

fahren eröffnet. Er liegt in einer 

unterirdischen Zelle, wird allmäh­

lich blind und leidet möglicherwei­

se an Tuberkulose.

■ 'Ii S IKb
Auf Betreiben seines 70jährigen

Vaters Chia Kip Kin kramte am 16.5. 

einer der zwei Oppositionsabgeord­

neten im singapurischen Parlament, 

Jeyaretnam, den in der Öffentlich­

keit vergessenen Fall des mutmaß­

lich letzten politischen Gefangenen 

in Singapur wieder hervor. Der 

Innenminister Jayakumar wiederholte 

in seiner Antwort lediglich die 

altbekannten vagen Anschuldigungen, 

ohne konkrete Beweise vorzulegen. 

Jeyaretnam wurde danach lediglich 

in seiner Eigenschaft als (kurzer­

hand ernannter) Anwalt Chias - aber 

nicht als Parlamentarier - am 10.7. 

ein Besuch im Gefängnis gestattet.

Chia Kip Kin klagt in einer Presse­

mitteilung:

"19 Jahre sind eine lange Zeit. Als 

er verhaftet wurde, war Thye Poh in 

seinen Zwanzigern, ein junger Mann. 

Jetzt ist er weit über vierzig. 

Sein Haar wird grau ..."

- vgl. MB 1. Aug. 1985, S. 21; 

Presserklärung von Chia Kip Kin,

13.7.1985

Der Zeitungsmarkt in Singapur wird 

immer enger. Die Bewohner des 

Stadtstaates müssen ab sofort ohne 

Nachmittagszeitung auskommen. Nach 

drei Erscheinungsjahren stellte am 

14. Juli der "Singapore Monitor" 

sein Erscheinen ein. Begründung: 

steigende finanzielle Verluste. Das 

Verschwinden des "Singapore Moni­

tor" von den Zeitungskiosks bedeu­

tet, daß zum ersten Mal seit fast 

vier Jahrzehnten nur noch eine 

englischsprachige Zeitung, die 

"Straits Times" den Markt be­

herrscht. Die Konkurrenten von der 

"Straits Times“ bedauerten den Tod 

des Riv__alen und boten sofort 

Arbeitsplätze für einen Teil der 

Monitor-Belegschaft an.

"Wenn es sich um eine unabhängige 

Zeitung gehandelt hätte, wäre es 

ein Verlust. Aber der Monitor war 

Sprachrohr der Regierung, die immer 

noch über ein weiteres Sprachrohr 

verfügt", kommentierte Oppositions­

abgeordneter Jeyaretnam die Ein­

stellung des Monitors. In der Tat 

war die Konkurrenz der seriösen 

Morgenzeitung zu dem Nachmittags- 

Boulevardblatt so groß nicht gewe­

sen. Denn: Genau ein Jahr zuvor 

hatten sich die beiden großen 

Verlagshäuser Singapurs und Heraus­

geber der beiden englischsprachigen 

Zeitungen, zur "Singapore Press 

Holding" (SPH) zusammengeschlossen 

(vgl. SOA-Informationen, Nr. 

0/1984).

Beim "Monitor" war man allmählich 

unzufrieden mit der Rolle des 

Nachmittags-Boulevardblattes gewor­

den und begann in den Monaten
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steigender finanzieller Schwierig­

keiten den Start einer Morgenausga­

be für Ende des Jahres zu planen.

Die Kritik Jeyaretnams wurde auch 

von einem PAP-Hinterbänkler aufge­

griffen, der von einer "gefährli­

chen Monopolsituation" sprach.

- vgl. FEER vom 25.07.1985, S. 14, 

AW vom 26.7.1985, S. 32f

PADERBORN BLEIBT IM GESCHÄFT 

NIXDORF IN SINGAPUR

Singapurs neue Politik der offenen 

Tür für ausländische Investoren 

trägt deutsche Früchte. Die Pader- 

borner Computerfirma Nixdorf grün­

det ein Werk mit zunächst 300 

Arbeitskräften in einem Land, von 

dem sein Finanzminister Tony Tan 

sagt, daß in ihm Investoren 'sicher 

sein können, Geld zu verdienen'. 

Genau das hat Nixdorf auch vor.

In der gesamten Asien/Pazifik- 

Region soll die Dominanz der soft­

ware-schwachen Japaner gebrochen 

und dem "Zick-Zack-Kurs" der Ameri­

kaner deutsche "Beständigkeit" 

entgegengesetzt werden. Aus dem 

Bankgewerbe, das bekanntlich Be­

ständigkeit schätzt, sind schon 

einige dicke Aufträge an Land 

gezogen worden (Jakarta, Bangkok, 

Australien). Dieselbe Beständigkeit 

erwartet das Paderborner Unterneh­

men auch bei den Gewinnen; der 

Umsatz jedenfalls soll in der 

Region in diesem Jahr um 86 % 

steigen.

Das neue Werk in Singapur, das u.a. 

Tastaturen, Drucker und Disketten 

in Vertragsproduktion nach Pader­

born liefern soll, paßt in den 

Kontext der arbeitsintensiven und 

subventionierten Industrie Singa­

purs - 1 kg Luftfracht nach 

Deutschland z.B. kostet ganze 4 DM.

- vgl. MB 16. Juni 1985, S. 27
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